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Verkündct am

23„ März 1966

I m N a m c n d e s V o 1 k e s

In dem Rechtsstreit

Kläger und Revisionskläger9

lrozeßbevollmüchtigte: „ „ „ „ „ ° „ „ „ „ „ ° 0

g e g c n

0 o 0 0 O O 0 0 0 0 O 0 O 0 O (7 0 O O 0 0 0 0 O

„ßeklegter und Revisionsbcklagterp

hat der 90 Senat des Bundessozialgerichts auf die

mündliche Verhandlung vom 250 März 1966 durch

Senatspräsident
‘

Dr() W e i 8

— Vorsitzender — ‚
Bundesrichter Dr° M a i s c h und

Bundesrichter S c h i n d l e r '

Bundessozialrichter Dr; H a u d e r und

Bund ssozialrichter R e i s

für Recht erkannt:

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des

Landessozialgerichts Nordrhein—Westfalen vom

270 November 1963 wird zurückgewicscno

Außergcrichtlichc Kosten sind nicht zu erstattena
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Der Kläger erhält Versorgungsbezüge nach einer Minderung

der Erwerbsfähigkeit (MdB) um 80 VCH° Für Familienenge—

hörige, darunter die am 300 Oktober 1943 geborene Toch—

ter Hiltrud (Ho), wurde ihm die erhöhte Ausgleichsrcnte

nach 5 32 Abs° 3 des Bundesversorgungsgesetzes (BVG)

iocho vom 10 Juli 1957 (aoFa) bewilligt„ Mit Bescheid

vom 250 Mai 1960 entzog das Versorgungsamt ab 10 Februw

er 1960 die für dieses Kind gewährte erhöhte Ausgleiehs !

rente, weil es ein Einkommen von über 60 DM habe‚ sich
nicht mehr im Haushalt befinde und deshalb nicht mehr

im Sinne des @ 32 Abs„ 3 BVG aoF° unterhalten werden Im

August 1961 bestätigte der Kläger dem Versorgungsamt7

das ihn über seine Ansprüche nach 5 33 b BVG iodoFo des

Ersten Neuordnungsgesetzes (lo NOG) — aoFo - unterrich—
tet hatte, auf Anfrage? daß seine Tochter noch lebeo

Auf seinen im Oktober 1961 förmlich gestellten Antrag,

den Kinderzusehlag nach 5 53 b BVG noFo rückwirkend ab
10 Juni 1960 zu bewilligen, wurde der Kinderzusehlag

für die Tochter mit Bescheid vom 200 Februar 1962 vom
10 Oktober bis 510 Oktober 1961 bewilligt und für die

spätere Zeit abgelehnt? weil die Ausbildung der H° auf

der Bibel— und MisSionssehule keine Ausbildung im Sinne
des BVG seio Der Widerspruch, mit dem lediglich der.

Kinderzuschlag abln Juni 1960 geltend gemacht wurde‚

war erfolglos° Bas Sozialgericht (SG) verurteilte unter”)

Änderung der Bescheidc mit Urteil vom 60 Februar 1963

den Beklagten‚ den Kinderzuschlag auch für die Zeit vom
10 August bis 300 September 1961 zu gewähren und wies

im übrigen die Klage ab„ Es ließ die Berufung zu„ Mit

Urteil vom 27„ November 1963 wies das Landessozialge—

richt (LSG) die Berufung des Klägers zurück und ließ die
Revision zuo Der Kinderzuschlag nach @ 33 b BVG noFo

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


„ 3„

stehe dem Klä5er9 da der Antrag nicht binnen 6 Monaten

nach Verkündung des 10 NOG gestellt werden sei (Arto IV

5 1 Abs„ 2 Satz 2 des 10 NOG) erst vom Beginn des Antra5s

monate an zu° Nach Art° IV @ l Abs° 1 Satz 1 des 10 NOG

hätten von Amts wegen nur laufende Versor5un5sbczüge neu

festgestellt werden können, wenn sie entweder eine Ände—

rung eriahrcn hätten oder an Stelle von bisher gewährten

laufenden Verser5un5sbezügen zu zahlen waren„ Um eine sol—

che Leistung habe es sich hier nicht gehandelt da für die

Tochter bei Inkrafttreten des 10 NCG keine Versorp gun5sbe—

züge gezahlt worden seien„ In Arte IV 5 1 des 10 NOGsei

zwar nicht mehr von "neuen Leisuungen" die Rede wie in

Art„ 11 Satz 2 des Sechsten Gesetzes zur Änderung und hr—
5Lnzun5 des B ndesversergungs 5esetzes vom 10 Juli 1957o

Kit der Bestimrung, daß nur laufende Versor5un5sbezü5e neu

festgestellt werden sollten? habe der Gesetzgeber aber ef—

fcnbar zum Ausdruck bringen wollen7 daß ein besonderer An—

tra5 erforderlich sei, wenn sich die Gewährung der Leis tun5

nach dem 1„ NGO nicht von selbst auf Grund der laufenden

Verser5un5sh ezüg ;e und ohne Naehprdfun5 des gesamten Akte-—

inhelts er5a „

Mit der levisien rü5t der Kläger Verletzung des 5 33 b BVG

del“o des 10 NOG und des Art„ IV @1 des 16 NOG„ Das LSG
hätte sich für seine Auffassung, daß der Anspruch auf den

Kinderzusehlag nach 5 53 b BVG noFo nur auf Antrag festzu—

stellen sei, nicht auf das Urteil des BSG in BSG 17, 105

beziehen dürfen° Diese Entscheidung betreffe die Gewährung

von Elternrente auf Grund des Sechsten Änderungsgesetzes
(ÄndG) zum BVG, also einen selbständigen Vers‘„er5un5san
spruch? den der Berechtigte bereits nach dem Fünften AndG

eraeben konnteo lm vorliep enden Falle handel es sich nicht

um einen solchen solbständi5en Versorgungsanspruch‚ sondern

um den Zuseh1a5 zur Ausgleichsrente, der auch nach dem
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früher geltenden Recht als Familienerhöhung an die Aus—

gleichsrcnte gebunden war° Zutreffend sei in dem Hund—

schreiben des Bundesministers für Arbeit und Sezialord—

nung (BMA) vom 210 Juni 1960 die Ausgleichsrente mit
Zuschlägen als ein einheitlicher An3pruch ausgewieseno

Bezogen auf den Ausgleichsrcntenansprueh einschließlich

des Zuschlags hätte deshalb der Anspruch von Amts wegen

neu festgestellt werden müssen° Durch das lo NOG seien

nur die rechtlichen Voraussetzungen für die Gewährung

des Kinderzuschlsgs zur Ausgleichsrente‚ des Stammen—

spruehs, geändert worden° Die tatsächlichen Voraus—

setzungen seien aktenkundig geweseno Daraus habe sich für

die Versorgungsverwaltung die Verpflichtung ergeben? den

Anspruch von Amts wegen festzustelleno

Der Kläger beantragt9 unter Aufhebung des Urteils des

LSG vom 270 November 1963 nach seinem Berufungsentrag

zu erkennen°

Der Beklagte beantragt‚ die Revision zurückzuweiseno

Er hält das angefochtene Urteil für zutreffende Art„ IV

5 1 Abs„ 1 des lo NOG könne nicht extensiv ausgelegt wer_
den und kenne auch nicht den Begriff des selbständigen

Anspruchs„ Die Versorgungsverwaltung habe für die Neu—

feststellung bisher gewührter laufender Versorgungsbezüge

von Amts wegen nur den letzten Bescheid darauf zu überv

prüfen? welche Leistungsmerkmale er für laufende Leistun—

gen enthalte° Sie sei nicht verpflichtet, zur
Neuberech—

nung von Rente ein eingehendes Aktenstudium vorzunehmen()

Die durch Zulassung statthafte Revision des Klägers

(@ 162 Äbs„ 1 Nr„ 1 des Sozialgerichtsgesetzes — SGG —)

is form— und fristgerecht eingelegt und begründet wor—
den (SS 164‚ 166 SGG) und daher zulässig° Sachlich ist
sie nicht begründct°
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Streitig ist, ob der Kinderzuschlag für die Tochter Ha

dem Kläger vom 10 Juni 1960, den Zeitpunkt des Inkraft—

trctcns des 1„ NGO bis 31„ Juli 1961 nach 5 55 b BVG

noFo zu gewähren ist° Nach Art, IV 5 1 Abs, 1 des 10 NOG

werden die bisher gewährten laufenden Versorgungsbezüge,

soweit sie durch di ses Gesetz eine Änderung erfahren,

von Amts wegen neu festgestellt° Das gilt na ch 5 1 Abs 1

Satz 2 auch für Leistungen, die anstelle von bisher ge—

w;hrten laufenden Vers orgungsbczügcn zu zahlen sind, so—

weit sich aus den nachfolgenden Vorschriften nichts ande—

res ergibt, Im übrigen werden neue Ansprüche, die sich

aus diesem Gesetz ergeben, nur auf Antrag festgestellt

(Art° IV 5 1 Abs, 2 Satz 1 des 1° NOG)„ Im vorliegenden

Fall würde der Kinderzuschlag, wenn es sich hierbei um

einen neuen Anspruch nach Art IV 5 1 Abs„ 2 des 1„NDG

handelt, der rur auf Antrag festzustellen ist, nicht rück—

wirkend vom 10 Juni 1960 gewährt werden können, weil der

Kläger den Antrag jedenfalls nicht früher als im Augus 1961

gestellt hat, als 0 später als 6 Monate nach Verkündung des

1° NOG am 10 Juli 1960 (vgl° Arte IV 5 1 Abs, 2 Satz 2 NOG)O

Die Entscheidung hängt somit davon ab, ob der Kinderzuschlag
ndch @ 55 b BVG n„3„ zu den bisher gewährten laufenden Ver—

sorgungsbezügcn, die von Amts wegen neu festgestellt werden,

gehört oder ob er ein neuer Anspruch im Sinne des Art, IV

5 1 Abs, 2 des 10 nee isto ‘

Der Vorschrift des 5 88 BVG soF° und den Änderungsgesetzen

zum LVG liegt bereits die Unterscheidung zwi ‚rohen den — meist

näher bezeichneten — anerkannten Ansprüchen und den neuen An—

sprüchen oder neuen Leistungen, die nur auf Antrag festzu-

stellen sind, zugrunde (vglo Art° III Nr° 4 des Zweiten ÄndG

zum BVG « BGBl 1955 I 862 —; Art. V Nr, 1 und 2 des Dritten
ÄndG — BGBl 1955 I 25 —; Art° II Nr° 1 und 2 des fünften
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„ 6 _

fndG — BGBl 1956 I 463 —; Art° II Satz 1 und 2 des

Sechstcn ÄndG
— BGBl 1957 I 661), Das Bundessozialgc—

richt (BSG) hat in mehreren Entscheidungen zu dem Be—

griff des neuen Versorgungsanspruchs im Sinne des 5 88

BVG DoFo Stellung genommen, Es hat ausgesprochen, daß

unter neuen Versorgungsansprüehcn jedenfalls Ansprüche

zu verstehen sind, deren tatsächliche Vera ssetzungen

— abgesehen von dem Antragscrfordernis — auch schon vor

dem Inkrafttreten des BVG erfüllt waren, deren recht—

lich0 Voraussetzungen aber erst durch das BVG “neu"

-geschaffon werden sind (BSG4, 291, 295; 7, 118 (120),
189), Wurde ein Antrag nicht gestellt, obgleich schon

nach bisherigen Versorgungsrecht die Möglichkeit hier-

zu bestanden hat, so handelt es sich nicht um einen

neuen Versorgungsanspruch (BSG 7, 187, 190; 17, 106),

Das gilt auch für die in Arto II des Seehsten ÄndG zum
BVG als "neue Leistungen" bezeichneten Ansprücheo Als

neue Loistungen sind nur solche anzusehen, die ihrer Art
nach auf Grund des früheren Rechts — bei rechtzeitiger
Antragstellung — nicht gewährt werden konnten (BSG 17,

105)° Eine Änderung der Leistung lediglich im Zahlbe—
trag infolge Erhöhung der Einkommensgrcnzcn war keine

neue Lcistung im Sinne dieser Vorschrift (BSG 17, 108,

109)° Daraus ergab sich in dem in BSG17, 105 entschie—
dcnen Fall, daß die Elternrente von Amts wegen nach dem

Sechsten ÄndGhätte festgestellt werden müssen, wenn ein
Antrag auf Elternrente nach dem Fünften ÄndG mit Erfolg
gestellt werden wäre (BSG 17, 109)" Art° IV 5 1 Abs, 1,
des 10 NOG bestimmt, in der Fassung abweichend von vor—
gleiehbarcn früheren Vorschriftaa, daß von Amts wegen
nur die bisher gewährten laufenden Versorgungsbezüge

neu festgestellt werden, soweit sie eine Änderung er-
fahren haben, Damit sind die Voraussetzungen der Neu—
foststollung von Amts wegen schärfer und bestimmter
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angegeben als in den früheren Übergsnvsvorschriften„ Diese
Fassung M ßt deshalb eine weitere Auslegung als die früheren

Bestimmungen nicht zu° Für die Fra ge der Neufes tstcllung von

Amts wegen bedarf es in jedem Einzelfall der Prüfung? ob Ver—

sor«ungsbezüge dieser Art bereits laufend gewährt und ob sie
durch des lo NOG geändert wurdeno Dabei sind auch solche Lei—

stun5en zu berüclcsich tigen9 die an Stelle von bisher gewährten

1311fenden Versorgungsbezügen zu zahlen sind„ Im vorliegenden

E‘all is t zwar der Kindcrz sehlagn seh @ 33 b BVG nolo an die

Stelle der früher n1ch den %@32 Abs„ 3, 33 Abs° 1 BVG aoFo
jr\ihrtcn erhohtcn Ausgleichsrente getreten° Die erhöhte Aus—

qleiL ehsrente für H„ wer aber durch Bescheid von 25° Mai 1960

ab 10 Februar l€60 eb; gelohnt \%oreen, weil die Voraussetzungen

hierzu nicht a s erfüllt angesehen wurden„ Der Kläger erhielt

somit keine laufenden Versorgungsbezüge dieser Art; darum wer

der Anspruch auf den Kindersuschleg für die Tochter Ho auch

nicht von im s wegen neu festzustellen° Daraus? daß nach 5 32

Abso 3 BVG anno der Anspruch auf die Beschädigten—Ausgleiehs—

rente Vors‘ssctzung für die Gewährung der Familienzulage war,

rente eu
eh

als Teil eines einheitlichen Anspruchs der
gewähr—

tcn laufenden Verso*gungsbezügc aufzufessen ist Der Ans 31rueh

auf die erhöhte Ausgleichsrente war an besondere Vorausse tzun—

sen relnt)1t und stellte einen weiteren A spruche der? der we—

gen einer besonderen Ta ubestandsmerkmale von der nicht er—

höhten Ausgleichsrente geschieden wurde° Entgegen der Auf“

fussung der Revision ist der Zuschlag zur Ausgleichsrente je—

denfalls nicht Teil eines einheitlichen Anspruchs auf Aus—

gleichsrentc in dem Sinne‚ daß er untrennbar mit dem ”Sternm—

recht" verbunden wer„ Lie selbständige Bedeutung dieses An—

spruchs ergibt sich schon daraus9 daß er unabhängig von der

im übrigen bewilligten Ausgleichsrcnte abgelehnt werden konn—

te„ Es Arto IV @l Abs° 1 des lo NOGauf den lgufgndgn Bezug
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einer Leistung abstellt, die eine Änderung erfahren hat,

konnte der Kinderzusehlag nach 5 33 b BVG ntFo von Amts

wegen nur gewährt werden, wenn die erhöhte Ausgleichs—

rente für die Tochter des Klägers nach dem früheren Recht

bewilligt werden wäre; nur in diesem Fall hätte es sich

um eine Leistung gehandelt, die an die Stelle von bis—

her gewährten laufenden Versorgungsbezügcn getreten war,

Etwas anderes ergibt sich auch nicht aus dem Rundschrei—

ben des BMAvom 21, Juni 1960 (BVersBl, 1960 5° 109), auf
das sich die Revision gestützt hat, Dort ist in Nro 4

der Fall erwähnt, daß der Anspruch auf Ausgleichsrente

nur wegen bisheriger Sicherstellung des Lebensunterhalts

abgelehnt werden ist, Es wird ausgeführt, daß Versor—

gungsbcrechtigte Ausgleichsrente sowie die Zuschläge

nach 55 33 a und b BVG erhalten, wenn ihr Einkommen zah-
lenmäßig die Gewährung dieser Leistungen zuläßto Aus

dem zweiten Absatz des Rundschreibens ergibt sich, daß

diese Leistungen eines Antrages bedürfeno Es ist nicht

ersichtlich, daß nach Auffassung des BMA etwas anderes

gelten soll, wenn lediglich die erhöhte Ausgleichs—

rentc abgelehnt wurde und über den Anspruch nach 5 33 b

BVG naFo zu entscheiden ist, Die in Art, IV 5 1 Abs, 1

des l° NOG getroffene Regelung ist auf ein praktisches

Bedürfnis der Versorgungsverwaltung bei der Feststel—

lung ncuer oder nur erweiterter Ansprüche zurückzufüh—

ren, Soweit ein bestimmter Versorgungsanspruch schon

zuerkannt war, was sich unschwer aus früheren Beschei—

den feststellen ließ, sollten die Leistungen nach dem

10 NOG von Amts wegen festgestellt werden, Die Gewäh—

rung aller übrigen Leistungen sollte von einem Antrag

abhängig sein, Zur Feststellung von Amts wegen genügt

es darum nicht, daß die Voraussetzungen für den neuen
Anspruch irgendwie aus den Akten feststellbar sindn Der
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Zweck, nur solche Ansprüche von Amts wegen zu berücksich—

tigen, die sich ohne weiteres übersehen lassen, weil sie

zuerkennt wurden und deshalb aus früheren Bescheidcn fest—

gestellt werden können, würde vereitelt, wenn auch andere

aus den nktcn ersichtliche Vorgänge bei der Prüfung von

Amts wegen in Betracht gezogen werden müßtenc Eine solche

Auslegung des Art° IV @ l Abso 1 des 10 NOG ginge überdies

weit über den Wortlaut der Vorschrift hinaus°

Iss LSG ist somit zutreffend zu dem Ergebnis gekommen9 daß

dem Kläger nach @ 60 A s„ l und 2 BVG ncFo ein Anspruch auf

den Kinderz*sckleg für seine Tochter erst von August 1961

an zusteht, weil er vorher den Antrag nicht gestellt hat„

Mit Recht hat sorit des LSG die Berufung des Klägers zurück—

gewiescno Da die Revision unbegründet ist, war sie nach

5 170 Abs„ 1 Satz 1 SGG zurückzuwciseno

Die Kostenentschcidung beruht auf 5 193 SGG„
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